
II. Begründung zu den Bebauungsplan lr. I/U 2 & “Gröngg;“

A. Allgemeines

Gen. 5 2 Abs. 1 des Bundesbuugesetzes in der Fassungder Bekanntmachung vom 06.07.1979 - BGBl. I, S. 9h9 -wird der Bebauungsplan Nr. I/U 2 d "Gröppel" für das Ge-biet Dünenveg, Steinhagener Straße (L 791), GütersloherStraße (@ 61) und der Landechaftsschutzsbgrenzung west-
lich der ehemaligen Kläranln e - Studtbezirk Bruckwede -
aufgestellt (Eratnufstellungä.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. I/U 2 d
“Gröppel' ist - abweichend vom Aufstellungsbeschluß
von 21.11.1977 - in folgenden Bereichen erweitert wor-
den:

a) Im Bereich des Dünenveges unterliegen die Flurstücke
866, 889, 891, 892 und 1068 dem Landschaftsschutz,
sie sind jedoch bebaut. Es erscheint daher städtebau-
lich sinnvoll, die o. ;. Flächen in du: Plungebiet
einzubeziehen, dem hat die höhere Lundschaftsbehörde
auch aus landespflegerißcher Sicht zugestimmt. Die
beantragte Aufhebung des Landschaftsschutzes hat die
höhere Lundschuftsbehörde in Aussicht gestellt.

b) Im Bereich der Steinhagener Straße sind nach dem
Satzungabeachluß zu den Bebauungsplan Nr. I/U 2 c
"Westliche Spekselheide“ und dem Autstellungsbe-
schluß des Bebauungsplanes Nr. I/U 2 d "Gröppel"
Grundstücksteilflächen der Flurstücke 1720, 1721,1797
1798 und 1733 in keinem der beiden 7. g. Bebauungs-
plänen erfaßt.

Um auch für diese Flächen eindeutige Festsetzungen
treffen zu können, ist es notwendig, diese Yliehen
in det Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. I/U 2 d
"Gröppel" einzubeziehen.

Der Bebauungsplan enthält die rechtherbindlichen Fest-
setzungen für die städtebauliche Ordnung des betreffen-
den Gebieten und bildet die Grundlage für weitere zum
Vollzug des Bundeabuugesetzes erforderlichen Maßnahmen.

Im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung wurden die
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung öffentlich dar-
gelegt und dabei die voraussichtlichen Auswirkungen der
Planung tufgezeigt. Es wurde Gelegenhgit zur Äußerung und
zur Erörteruné gegeben. Die eingegangenen Gegeniußerungen
wurden nach städtebaulichen Gesichtspunkten ausgewertet
und — soweit vertretbar - bei der Erarbeitung des Ent-
wurfes des Eebauungsplanes berücksichtigt (siehe hierzu
Ausführungen unter Punkt C der Vorlage).

U Planug;ugrundsätze und Abvägunggp

Aufgrund des Beachlusaes des Rates der Stadt Bielefeld
von 23.06.1977 wurde im nunmehr rechtswirksunen ?lichen-
nutzunguplun eine Wohnbaufläche westlich der Steinhagener
Straße bis an dus Landschaftaschutzgebiet in Bereich
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zwischen Dünenveg und nördlich der ehemaligen Klärunluge,
bei Freihnltung der Trüggelbachnue von baulicher Nutzung,
dargestellt.

Dunit berücksichtigt der Flächennutzungapian:

a.) Bauleitplanvorstellungen der eheialigen Gemeinde
Ulueln‚

h.) die günstige verkehrliche und versorgungsmäßige
Lage des Gebietes für die Nutzung als Wohngebiet,

c.) den Bedarf an Baugrundstücken für Einfamilienhäu-
ser in diesem Ortsteil.

Entsprechend dem Flächeunutzungsplnn wird eincbisher
13ndvirtschaftlich genutzte Fläche für eine Wohnhaus-
bebsuung ausgewiesen.

Das Landschaftsbild wird bei einer lockeren Bebauung
sowie durch die Erhaltung des am Trüggelbnch und An
Dünenveg vorhandenen Baunbestnndes veitkehend erhalten.

Das Neubaugebiet umfaßt insgesalt eine Fläche von ca.
2,“ ha und ist für die Errichtung von ca. 25 Einfami-
lienhiuseznvorgesehen.

Die Erstsutstellung dieses Bebauungsplanes Nr. I/U 2 d
ist erforderlich, um die nachfolgend aufgeführten städte-
baulichen Ziele erreichen zu können.

1. Berücksichtigung der Wohnbedürfnisae und der allgemeinen An-
forderungen nn gesunde Wohnverhältnisse sowie die Förderung
der Eigentunsbildung:

Das Plangebiet ist derzeit lediglich entlang der bestehenden
öffentlichen Verkehrsflächen (Steinhugener Straße, Dünenveg)
teilweise bebaut. Diese vorhandene Bebauung und Nutzung der
Grundstücke (Wohnen und Gewerbe) erscheint insgesamt unge-
ordnet, läßt jedoch eine Entwicklung zum Wohnen hin (WA, HR)
erkennen. Dem trägt die Darstellung im Flächennutzungsplan

bereits Rechnung.

In Anpassung an das östlich angrenzende Wohngebiet der Spek-
uelheide soll auch im Plungebiet des Bebauungsplanes lt.
1/0 2 d ein in ßich geschlossenes durch eine lockere Bebau-
ung - 1— bis 3-geschouuig — geprägtes Ortsbild geschaffen
werden.

Dieses Ziel soll durch die im Bebauungsplan getroffenen Feat-
setzungen erreicht werden, vobei die Baugebiete unter Einbe-
ziehung der bereits vorhandenen Bau- und lutzungsstruktur,
wie folgt gegliedert werden.eollen.

Gründstückaflichen un der Steinhugener Straße

- Allgemeine Wohngebiete - (WA1))
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Aufgrund der vorhandenen Bebauung (1- und 2-geachossige Hohn-iebiude sovie Baugeschfift) mit direkter Erschließung von derBteinhngener Straße aus, erneheinen hier nolche Festsetzungenvertretbar, die eine geringe Verdichtung sowie die Errichtungvon Einrichtungen wie Läden, Schnnk- und Speiaewirtschdttensowie von Betrieben des Behergungegeverbes, Tankstellen und
sonstige niéht störende Handwerks— und Gewerbebetriebe er-
möglichen.

Aus diesem Grunde ist hierbei für die zulässigen baulichen
Anlagen in offener Bauweise die zulässige Gebäudelänge von
max. 50 m nicht eingeschränkt und die Zahl der Vollgeschosse
auf max. 3 Vollgeschosse festgesetzt.

Grundstücksflächen im Einmündungsbereich der Steinhagener
Straße an die Gütersloher Straße

- Allgemeines Wohngebiet — (HA2)

In Anpassung und Ergänzung des vorhandenen Hotel- und Restau-
rantbetriebes sowie der hie? bestehenden Erweiterunguabsich—
ten sind für dieses Gebiet überwiegend solche Festsetzungen
getroffen worden, welche die Errichtung von Läden, Schnnk- und
Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe
und Betriebe des Beherbungsvesens und sonstige nicht 566-
rende Gewerbebetriebe ermöglichen.

Nach den getroffenen Festsetzungen bleib%}fiärdlich der B 61
Gütersloher Straße abgewandte Grundstücksteilfläche der Er-
richtung von Wohngebäuden vorbehnlten.

Reine Wohngebiete (WR1)

Für alle übrigen, für eine Wohnbaunutzung vorgesehenen Grundstücks-
teiltlächen innerhalb des Plnngebietes ist im Bebauungsplan
die Nutzung als "Reine: Wohngebiet" (WR) ausgewiesen. Insbe-
sondere in Hinblick auf den Übergang in die freie Landschaft
sind dabei nur solche baulichen Anlagen als zulässig festge-
setzt, die als Einzel— oder‘Doppelhäuser - bis zu einer max.
Gesumtlinge von 25,0 m - errichtet werden.

Die Errichtung von untergeordneten Nebenanlagen und Einrich-
tungen — auch für die Kleihtierhaltung — widerspricht nicht
dem Planungsziel einesin sich durch eine lockere Bebauung
geprägtes Ortsbildesdaher sind im Bebauungsplan für alle
Wohngebiete solche Festsetzungen getroffen, die die Errich-
tung dieser lebenunlegen und Einrichtungen ermöglichen.

Flächen für den Gemeinbednrf

Die für die westlich der Planstraße 6030 gelegene Grund-
stücksfläche bisher vorhandene Gemeinbedarfs-Nutzung _
(Feuervehrgetitehuus) soll auch weiterhin bestehen bleiben-
Erforderliche Grundstückserveiterungen sind bisher nicht er—
kennbar aufgetreten. Deshalb setzt der Bebauungsplan - ent-
gegen der Darstellung im Flächennutzungßplßn - nur die Gfund-
ltückeflächen ale "!15chen für den Gemeinbedarf" fest, die
für die Nutzung des vorhandenen Peuervehrgerätehguses er-



forderlich sind.

Auf die Ausweisung weiterer "Flächen für den Geneinbederf'
wird in den Bebauungsplan Nr. 1/0 2d "Gröppel' verzichtet,
de entsprechende Gemeinbedarfseinrichtnngen - Schule. Kin-
dergarten, Spielplatz - in zumutbnrer Entfernung in dem
östlich der Steinhegener Straße gelegenen Wohngebiet vor—
handen sind.

2. Berückuichtigung der Belange des Verkehrs

Verkehrstechnisch ist des Plungebiet über die Steinhagener
Straße (L 791) und der Güterloher Streße(ß 61) an des Haupt-
verkehrsnetz der Stadt angeschlossen.

Die Erstaufutellung dieses Bebauungsplanes ist u. :. notwen-
die‚ un die Voraussetzungen für einen funktionsgerechten Aus-
bau der geplanten und teilweise vorhandenen Erschließungsen-
legen zu schaffen.

Die an der Steinhegener Straße gelegenen Baugrundstücke wer-
den nach wie vor von dieser Straße aus erschlossen. Die öffent-
liche Verkehrsfläche der Steinhagener Straße ist so festge-
setzt, daß sowohl die als Neturdenkmul klussitizierte
100-jährige Eiche und der vorhandene Gedenkstein im Bereich
der Fußwegverbindung Steinhagener Straße - Zirbelstraße er-
halten bleibt.

Im Rahmen des Ausbeuea der Steinhagener Straße ist für die
Straße folgenden Querprofil vorgesehen:

Fußweg ca. 2,00 m, Fahrbahn ca. 7,50 m, einseitiger kombi-
nierter Fuß- und Radweg ca. 3,00 m. Durch diesen vorgesehenen
Straßenquerschnitt soll die Schaffung eines regionalen Red-
vegee gesichert und gleichzeitig die Inanspruchnahme privater
Grundstücksflächen für den erforderlichen Streßeneuubeu auf
ein Mindestnaß beschränkt werden.

Für die Erschließung der übrigen Baugrundstücke in westlichen
Plnnsebiet soll die Straße Dünenveg ll! Hnupterschließungsen—
lese dienen und entsprechende "Verteilerfunktionen“ übernehmen.
Deshalb sieht der Bebauungsplan für diese Streße im Übergangs-
bereich zur Steinhegener Strnßen einen Ausbau nl! Hohnatreße
nit beideeitigem Gehweg sowie einen Hendeplatz vor. Der an
diesen Wendeplutz anschließende westliche Abschnitt der Strnße
Dünenveg erschließt lediglich 2 Wohngebäude bevor er in die
freie Landschaft rührt. Deshalb ist aufgrund der geringen An-
forderungen en die Erachließungsfunktion dieser öffentlichen
Verkehrsfläche hier die Festsetzung eines befehrberen Weges
in ca. 6,00 . Breite gerechtfertigt.

Zur Erschließung des "leubeugebietes" ist im Bebauungsplan
eine öffentliche Verkehrsfläche (Plenstreße 6028 mit Wende-
hammer) 115 ein "für Anlieger befehrberer Vohnveg" ausgewiesen,
die gleichfall- von den v; ;. Wendeplatz der Straße Dünenveg
ausgeht. Durch die unterechiedlichen Gelindehöhen in Bereich
diene: Plunstreße 6028 sind Festsetzungen im Bebauungsplan er-
forderlich, nach denen "Aufschüttungen zur Herstellung des
Straßenkörpers' zulässig sind. Diese Festnetzung ist notwen-
dig, um im Bahnen der zu erstellenden Erechließungsenlage für
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die Regen- und Sehnutzvesaerkenile del erforderliche Gefälle
gewährleisten zu können. Die für die Einrichtung der Straße
(Plenstreße 6028) erforderlichen Böechungsfldchen liegen eu:
privaten Grundstücksteilflichen und sollen in Rahmen der
|plteren Anlage der Vorgartenflichen in diese mit einbezo-
gen und überdeckt werden (siehe entsprechende Festsetzungen
il Geeteltungsplan).

Zur Erschließung der Fläche für den Gemeinbederf "Anlagen
für die Feuerwehr" sowie der angrenzenden Baugrundstücke
ist im Bereich der bereits vorhandenen Zufahrt eine öffent-
liche Verkehrsfläche für die Anlage einer Wohnutreße mit
einseitigen Gehveg und Wendeplatz ausgewiesen.

Nach den Plenfestsetzungen soll zvisehen dem 7. 8- Hendeplatz
und dem westlich vorgesehenen befehrberen Wohnveg der
Plenstraße 6028 eine Geh- und Radwegverhindung hergestellt
werden.

Berücksichtigung der Gestaltung des Orts- und Landschafts-
bilde:

Das Ziel für des Plengebiet ist es, ein in sich geschlossenes
durch eine lockere Bebauung - 1— bis 3-geschossig - geprägtes
Ortsbild zu schaffen. Die Plenfestsetzungen sind so getroffen,
daß die Anforderungen an die Gestaltung der Landschaft berück-
sichtigt werden.

Im Bereich des Trüggelbechea sind daher entsprechende Auswei-

sungen für diese Wasserfläche sowie der Bacheue als Fläche für
die Forstwirtschaft bzä. im östlichen Teilbereich als private
Grünfläche mit der Zweckbestimmung "parkihnliche Wiesenfläche“
vorgesehen.

Außerdem sind im Bebauungsplan diejenigen Grundstückuteilflichen
gekennzeichnet, die einerseits dem Lendscheftsschutz unter-
liegen, für die andererseits jedoch die Herunsnahme aus dem
Landschaftsschutz bereits beantragt und seitens der höheren
Llndscheftsbehörde in Aussicht gestellt ist.

Der im Plengebiet vorhandene und erhalteüswerte Beumbestend
nn Trüggelbech und en Dünenveg ist als solcher festgesetzt.

Berücksichtigung der Belange des Umveltschutzes

Del Plengebiet liegt an der südlichen Grenze - auf der anderen
Seite der hier verleufenen B61/Gütersloher Straße- ein Ziegelei-
betrieb gegenüber. Zur Klärung der Frege des Immissionsschutzes
hit die Stadt Bielefeld von einem unabhänigigen Gutachter ein
diesbezüglichen Immissionsuchutz-Gutechten erstellen lassen.

Aufgrund der erzielten Ergebnisse sind keine negativen Ein-
flüsse auf das Plengebiet zu erwarten.

Die Beugrundetücke westlich der Planstreße 6028 grenzen direkt
an solche Flächen an, die für die Landwirtschaft genutzt verden.
Zum Schutz vor Beeinträchtigungen, die durch die lutzung für

die Landwirtschaft entstehen können‚eind im Bebauungsplan fol-
gende Festsetzungen getroffen worden:
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C.

G.

_10_

”Auf den entsprechend gekennzeichneten Grundatücksteiltli-
chen im Bereich der Planstrnße 6028/Dünenweg sind - vor Er-
richtung der baulichen Anlagen - il Ubergangsbereich zu den

nngrenzenden;1andvirtschaftlich genutzten Flächen eine durch-
gehende 5 m breite Schutzfliche in For. von dichten Anpflan-
zungen von den Eigentümern auf den eigenen Grundstücksfliehen
und auf eigene Kosten anzulegen und dnuernd zu unterhalten,
um Beeintrichtigungen, die von der Nutzung der-angrenzenden
Flächen für die Landwirtschaft ausgehen können, zu vermeiden
bzw. zu mindern."

Aunvertung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung

Im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung wurden insbe-
sondere Gegenäußerungen zur vorgesehenen Erschließung von
neuen Baugrundstücken, die im rückwärtigen Bereich der Grund—
stücke un der Steinhlgener Straße gelegen sind, vorgebracht.

Die zu der Erschließung vorgebrachten Änderungswünsche konn-
ten in wesentlichen berücksichtigt werden.

Bodenordnung

Die zur geordneten Erschließung und Bbbsuung der Grundstücke

in Plangebiet evtl. erforderliche Neuordnung des Grund und
Bodens soll auf freiwilliger Grundlage durch An- und Verkauf
oder Tausch erfolgen. Die Anwendung der Bestimmungen des Bun-

desbaugesetzea über die Enteignung bleibt vorbehalten.

Kostensehätzung

Der Stadt entstehen durch die vorgesehenen städtebaulichen Maß-

nahmen voraussiéhtliche Kosten in Höhe von DM ca. 1.600.000,--.

Ein Teil der Konten fließt durch Anliegerbeittäge nach Bundes—
bnugesetz oder Kommunalabgabengeaetz NW an die Stadt Bielefeld
zurück.

Erschließuugsanlsgen im Sinne des 5 $27 BBauG

Als Erachließungsanlagen im Sinne des 5 127 BBauG sind alle
;um Agbuu bestimmten öffegfilichen S}raßen und Wege anzugehen.

Planaufhebunfl

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. I/U 2 c "Speksel-
heide" vom 29.06.1972 für die Grundstücksteilflächen aufge-
hoben, die durch den Geltungabereich des Bebauungsplanes Nr.
I/U 2 d "Gröppel" erfaßt werden.

Alt:
 

Planungsemt Bielefeld, den 12.02.1980


